Die Oberbirgermeisterin

Fur den Silvesterabend und Neujahrsmorgen 2018/19
erlasst die Oberblrgermeisterin der Stadt Kdln

folgende
ALLGEMEINVERFUGUNG

Mitfihrverbot Pyrotechnik
- ABI StK 2018, S. 539 -

1. An Silvester (31. Dezember) ist es in der Zeit von 18 Uhr am Nachmittag bis 5 Uhr am
Neujahrsmorgen (1. Januar) verboten, Feuerwerkskorper, Leuchtkugeln, Raketen, bengali-
sche Feuer, Rauchpulver oder andere pyrotechnische Gegenstéande im Umfeld des Kélner
Doms mitzufiihren.

2. Das Mitfuhrverbot gilt fir folgende Bereiche:

a) Nordliche Begrenzung:

Gebaudefassade Hauptbahnhof Ecke Johannisstra3e/Chargesheimerplatz, in Fortfiihrung
entlang der Gebaudefassade des Hauptbahnhofs am Chargesheimerplatz bis stidwestliche
Ecke des Bahnhofsgebaudes (Schaufenster Douglas), Uber den Bahnhofsvorplatz in ge-
dachter Linie bis zur ndrdlichen Ecke der Toreinfahrt zum Deichmannhaus.

b) Westliche Begrenzung:

Ostliche Hauserfront Deichmannhaus, entlang der Hauserfront Trankgasse Hausnummern 1-
9, gedachte Linie bis zur Ecke Trankgasse/Kardinal-Hoffner-Platz (westlicher Treppenauf-
gang zur Domplatte), entlang der Fassade des Parkhauses Dom (exklusive Ausgang Park-
haus Dom) unterhalb Romertor bis nordliche Ecke Treppenaufgang zum Domkloster am
Kardinal-Hoffner-Platz (exklusive U-Bahn-Ausgang), gedachte Linie nérdliche Ecke Trep-
penaufgang zum Domkloster am Kardinal-Hoffner-Platz Gber die Kreuzblume und den Brun-
nen zur Hausfassade ,Domforum* an der Ecke Kardinal-Hoffner-Platz/Unter Fettenhennen,
entlang der dstlichen Hausfassade Unter Fettenhennen bis Ecke Wallrafplatz.

¢) Sudliche Begrenzung:

Entlang der nordlichen Hauserfront Wallrafplatz und in Verlangerung dieser Flucht bis zur
gegenuberliegenden Hauserfront (Wallrafplatz Hausnummer 8), entlang der dstlichen Hau-
serfront Wallrafplatz, entlang der nérdlichen Hauserfront der Straf3e ,Am Hof*, Stidliche Be-
grenzung des Roncalliplatzes, entlang der westlichen und nérdlichen Hauserfront der Stral3e
»~Am Hof* Hausnummern 23-27 bis Roncalliplatz Hausnummer 2, entlang des Treppenab-
gangs zur Historischen RomerstralRe, entlang der Briistung stdlich des Rémisch-
Germanischen Museums bis zum Treppenabgang zum Kurt-Hackenberg-Platz, Treppenan-
lage zum Kurt-Hackenberg-Platz.

Auf Ebene der Stral3e:
Entlang der Fassade des Parkhauses Dom bis zur Tunneleinfahrt ,Am Domhof*, Tunnelein-
fahrt ,Am Domhof* inkl. FuRgangerwege.

Auf Ebene des Doms:

Entlang der Brustung oberhalb Kurt-Hackenberg-Platz bis 6stlicher Treppenabgang Museum
Ludwig, entlang der studlichen, westlichen und nérdlichen Fassade des sidlichen Gebaude-

komplexes des Museum Ludwig und in Verlangerung der Philharmonie, gedachte Verlange-

rung der Fassade der Philharmonie bis zum Treppenaufgang zum Heinrich-Boll-Platz.



d) Ostliche Begrenzung:

Auf Ebene der Stral3e:

Entlang der Tunnelwand bis zur Einfahrt Tunnel ,Frankenplatz®, Einfahrt Tunnel ,Franken-
platz”, entlang der studostlichen Gebaudefassade der Strafl3e ,Am Domhof* bis Ausfahrt Tun-
nel ,Trankgasse" aus Richtung Osten, Tunnel , Trankgasse" zwischen der Stral3e ,Am Dom-
hof* bis norddstliches Ende der Tunnelanlage, entlang der Fassade unterhalb der Gleisanla-
ge bis Ecke Johannisstral3e, Tunneleinfahrt Johannisstral3e bis Geb&dudefassade Haupt-
bahnhof, Tunnel JohannisstralRe entlang Gebaudefassade Hauptbahnhof.

Auf Ebene des Doms:

Entlang des Treppenaufgangs und in der Verlangerung gedachte Linie bis zum Briickenkopf
der Hohenzollernbriicke, nordliche Seite des Treppenaufgangs entlang der Fassade unter-
halb der Gleisanlage bis Heinrich-Bdll-Platz, entlang der 6stlichen Briistung iber Zugang
Hohenzollernbriicke bis zur Gleisanlage, entlang der Gleisanlage bis nordlicher Gebaude-
komplex Museum Ludwig, in Fortfihrung entlang der siidlichen und westlichen Geb&udefas-
sade des nordlichen Gebaudekomplex Museum Ludwig, in Verlangerung entlang der Bris-
tung oberhalb Tunneleinfahrt ,Am Domhof“, entlang der Briistung oberhalb der Stral3e ,Am
Domhof* und Chargesheimerplatz bis ¢stlichen Ecke Domtreppe.

3. Ferner ist es an Silvester (31. Dezember) in der Zeit von 22 Uhr am Abend bis 2 Uhr am
Neujahrsmorgen (1. Januar) verboten, Feuerwerkskorper, Leuchtkugeln, Raketen, bengali-
sche Feuer, Rauchpulver oder andere pyrotechnische Gegenstande in folgendem Bereich
mitzufihren:

Vom Treppenaufgang an der Ecke Trankgasse/Kardinal-Hoffner-Platz Uber die Trankgasse
bis zur Gebaudefassade (Hausnummer 1-5), entlang der nérdlichen Gebaudefassade in
westlicher Richtung bis zur Ecke Trankgasse/Marzellenstral3e, entlang der 6stlichen Gebau-
defassade Marzellenstraf3e bis zur Querungshilfe (Zebrastreifen) vor dem Kreisverkehr, ent-
lang der stidlichen Seite der Querungshilfe bis zur westlichen Geb&udefassade, entlang der
westlichen Gebaudefassade in Richtung Stden bis zur Kreuzung Marzellenstra-
Re/KomddienstralRe, entlang der nordlichen Gebaudefassade der Komddienstralie in Rich-
tung Westen bis zur Kreuzung Komddienstra3e/Andreaskloster, entlang der dstlichen Ge-
baudefassade Andreaskloster bis Hausnummer 6-8, liber Andreaskloster in gerader Linie
bis zur Gebaudefassade der Kirche St. Andreas, entlang der dstlichen Gebaudefassade der
Kirche St. Andreas bis zur Kreuzung Andreaskloster/Komaodienstral3e, entlang der nordlichen
Gebaudefassade Komodienstralie in Richtung Westen bis Hausnummer 6, in gerader Linie
Uber die Komddienstral3e bis Hausnummer 19, entlang des Treppenaufgangs in Richtung
Burgmauer, Uber Burgmauer bis zur stdlichen Gebaudefassade Burgmauer 1, entlang der
Gebaudefassade Burgmauer in ostliche Richtung bis zur Ecke Margarethenstra-
Be/Burgmauer, entlang der westlichen Gebaudefassade Margarethenstral3e in sudlicher
Richtung bis zur Toreinfahrt (WDR), entlang der Toreinfahrt (WDR) und der studlichen Ge-
baudefassade Margarethenstral3e in dstliche Richtung, entlang der dstlichen Gebaudefassa-
de MargarethenstralRe (Rickseite Café Reichard) bis zur Ecke Burgmauer, entlang der siid-
lichen Gebaudefassade der Strale Burgmauer und der dortigen AuRengastronomie (Café
Reichard) bis zur Ecke Kardinal-Hoffner-Platz, entlang der Aul3engastronomie (Café Reich-
ard) am Kardinal-Héffner-Platz, entlang der westlichen Geb&udefassade Unter Fettenhennen
bis zum Wallrafplatz, tGber die StrafRe bis zur sidlichen Ecke Wallrafplatz/Unter Fettenhen-
nen, entlang der dstlichen Gebaudefassade Unter Fettenhennen bis zur Ecke Unter Fetten-
hennen/Kardinal-H6ffner-Platz (Domforum), tber die gedachte Linie bis zur nérdliche Ecke
Treppenaufgang zum Domkloster am Kardinal-Hoffner-Platz Gber die Kreuzblume und den
Brunnen, entlang der Fassade des Parkhauses Dom unterhalb Rémertor bis Treppenauf-
gang an der Ecke Trankgasse/Kardinal-Hoffner-Platz (westlicher Treppenaufgang zur Dom-
platte).



Die Oberbirgermeisterin

Die Geltungsbereiche der Verbote (Punkte 2. und 3.) sind der anliegenden Karte (Anlage 1)
zu entnehmen. Die Karte ist Bestandteil der Allgemeinverfligung.

4. Aus Grunden des 6ffentlichen Interesses wird die sofortige Vollziehung dieser Verfiigung
angeordnet, mit der Folge, dass eine eventuell eingelegte Klage keine aufschiebende Wir-
kung hat.

5. Diese Allgemeinverfigung gilt gemaf3 8 41 Abs. 4 Satz 4 Verwaltungsverfahrensgesetz
Nordrhein-Westfalen (VWVG NW) mit dem auf die Bekanntmachung folgenden Tag als be-
kannt gegeben.

Begriundung
1. Grundsatzlich ist die Silvesternacht gepragt von ausgelassen feiernden Menschen, die
sich an zentralen Platzen und Ortlichkeiten zu Personengruppen zusammenfinden. Indes
erleiden jedes Jahr mehrere tausend Menschen in Deutschland allein in der Silvesternacht
aufgrund von defekten oder falsch verwendeten Feuerwerkskorpern Verletzungen. Dazu
zahlen vor allem massive Horbeeintrachtigungen, Splitterverletzungen und/oder Verbren-
nungen. Die beim Abfeuern pyrotechnischer Gegenstande entstehenden Larmemissionen
konnen bis zu 140 dbA erreichen. Trifft der Schallpegel auf das ungeschitzte Ohr, kbnnen
erhebliche Gehérschaden die Folge sein. Beim Abbrand von pyrotechnischen Gegenstanden
kénnen ferner Teile des pyrotechnischen Erzeugnisses bzw. Splitter in Kérperteile oder die
(Einsatz-) Kleidung eindringen und zu schweren Verletzungen fiihren. Pyrotechnische Ver-
brennungsaktionen erfolgen typenabhéngig bei Temperaturen von ca. 800 bis zu 2.000 Grad
Celsius.
Diese Gefahren entstehen insbesondere durch den zweckwidrigen Gebrauch von Pyrotech-
nik innerhalb von Menschenmengen ohne die Mdglichkeit fir umstehende Personen, ausrei-
chend Abstand zum explodierenden und brennenden Gegenstand zu erlangen und durch
das Abschie3en von Raketen in einer horizontalen Flugbahn — méglicherweise auch gezielt
auf Menschen. Hierdurch wird die Gefahr des Eintritts von erheblichen Verletzungen massiv
erhoht.
Vor allem durch den absichtlichen Wurf sogenannter China-Bdller der héchsten, noch zuge-
lassenen Klasse auf Personen und der Umsetzung der pyrotechnischen Gegenstande in
unmittelbarer Nahe zu diesen, sowie durch auf Personen in direkter Flugbahn treffende Ra-
keten sind schwerste Verletzungsbilder nicht unwahrscheinlich. Die beschriebene Gefahren-
lage findet ihre Steigerung im Gebrauch nicht zugelassener, somit illegaler Pyrotechnik. Da-
runter subsumiert werden vor allem sogenannte Polenbdller aber auch Selbstlaborate aller
Art. Im Gegensatz zu legalen pyrotechnischen Gegenstanden, deren Wirkung bei sachge-
rechtem Gebrauch noch recht sicher prognostiziert werden kann, kann zu illegaler Pyrotech-
nik keinerlei sichere Aussage zur Umsetzungswirkung getroffen werden.
Pyrotechnische Gegenstande von Herstellern, welche sich entweder nicht dem Prifungsver-
fahren der Bundesanstalt fur Materialforschung und -priifung (BAM) unterziehen oder dessen
Anforderungen mit ihren Produkten nicht treffen, und auch Selbstlaborate enthalten teilweise
Sprengladungen, welche die Wirkungen legaler Pyrotechnik deutlich tGiberschreiten. Zudem
ist auch die Verwendung instabiler Gemische oder gefahrenverscharfender Verpackungen
denkbar.
Somit ist selbst ein vorsichtiger Gebrauch auf3erhalb von Menschenmengen schon hochge-
fahrlich, da Abbrand- und Sprengwirkung nicht vorherzusehen und fiir den Verwender somit
auch ein Schadenseintritt nicht auszuschlief3en ist.
Aufgrund der Gefahrlichkeit pyrotechnischer Gegenstéande ist ihr Abbrennen in unmittelbarer
Né&he von Kirchen, Krankenhausern, Kinder- und Altersheimen sowie Reet- und Fachwerk-
hausern gem. 8 23 Abs. 1 der Ersten Verordnung zum Sprengstoffgesetz (1. SprengV) ver-
boten.



2. Der Innenstadtbereich Kélns hat sich in den letzten Jahren zu einem Brennpunkt flr nicht
organisiertes Silvesterfeuerwerk entwickelt. Dabei stellte sich der Bereich rund um den Dom
und den Bahnhofsvorplatz bereits in den Vorjahren auf Grund der zentralen An- und Abrei-
sesituation und seiner grof3en Freiflache als besonderer Anziehungspunkt fiir Personen-
gruppen dar, die dort privates Silvesterfeuerwerk abfeuern.

a) Nach der offenkundigen Berichterstattung zu den Silvesterereignissen 2015 im Fernsehen
und in der Presse bestand durch den massiv zweckwidrigen, verantwortungslosen Gebrauch
von Pyrotechnik aller Art in der und aus der Menschenmenge heraus eine konkrete Gefahr
fur Leib und Leben von Unbeteiligten, Einsatzkréaften und Stoérern sowie fir bedeutende
Sachwerte.

Dies ergibt sich auch aus der Einschatzung des Polizeiprasidiums Kdln von Oktober 2016:
»Am 31.12.2015 gegen 21:00 Uhr wurde am Bahnhofsvorplatz und an den Treppen zum
Dom eine Gruppe von ca. 400-500 Menschen festgestellt, bei denen es sich in der Mehrzahl
um mannliche Personen mit Migrationshintergrund handelte. Diese Personen waren zum Teil
stark alkoholisiert, enthemmt und brannten unkontrolliert Feuerwerkskorper in der Menge ab.
Gegen 23:00 Uhr hatte sich die Gruppe auf ca. 1.000 Personen vergrof3ert. Das Abfeuern
von Feuerwerkskorpern in der Menge nahm zu, zudem wurde von der Domplatte aus mit
Signalmunition und Raketen in die Menge vor dem Bahnhof geschossen.”

Die konkrete Beschreibung aus den Einsatzberichten der eingesetzten Kréafte lautete wie
folgt:

.Die Personen verhielten sich dort total enthemmt, (iberwiegend erheblich alkoholisiert bzw.
anderweitig berauscht und ziindeten pyrotechnische Erzeugnisse in erheblichem Umfang
(,Boller” - legal und illegal -, Feuerwerksraketen usw.). Dieser Gebrauch der Pyrotechnik
fand sowohl innerhalb der Personengruppen statt, als auch in der Form, dass ,Bdller* und
.Raketen” fortwahrend gezielt in andere Personengruppen geworfen bzw. geschossen wur-
den. Auf Ansprache reagierten die Personen tberwiegend mit Unverstéandnis und von der
polizeilichen Ansprache voéllig unbeeindruckt.”

,Das Abbrennen von legaler und illegaler Pyrotechnik war bei Eintreffen der Beamten/-innen
(Anmerkung: gg. 22:30 Uhr) bereits in vollem Gange. Jedoch wurden die Feuerwerkskorper
nicht wie Ublich, senkrecht in die Luft gerichtet, sondern insbesondere Feuerwerksraketen
parallel zum Boden in groRere Gruppen von Menschen abgefeuert. AuRerdem wurden die
Holzstangen der Raketen abgebrochen, der Sprengkérper geziindet und in die Menge ge-
worfen. Hierdurch detonierten die Sprengkdrper unkontrollierbar. Ubliche zu erwartende Re-
aktionen, den Bahnhofsvorplatz bzw. die Gegend zu verlassen, wenn Feuerwerkskorper auf
einen gerichtet angeziindet werden, blieben aus. Es war enthemmtes Freuen und Feiern der
Explosionen festzustellen. Das Verhalten glich einem Rauschzustand.”

Weiter ist im Bericht des Polizeiprasidiums Koln dokumentiert: ,Darliber hinaus wurden Dom
und Hauptbahnhof unter Beschuss durch Pyrotechnik genommen. Die polizeilichen Geféahr-
deransprachen wurden grof3tenteils génzlich ignoriert, die gemafiregelten Personen lief3en
jedes Unrechtsbewusstsein diesbezlglich vermissen. Diese Situation flhrte schlie3lich zur
Réaumung des Bahnhofsvorplatzes und der Domtreppen durch Polizeikrafte, da durch den
massiv zweckwidrigen, verantwortungslosen Gebrauch von Pyrotechnik aller Art in der und
aus der Menschenmenge heraus eine konkrete Gefahr fiir Leib und Leben sowohl fir Unbe-
teiligte, Einsatzkrafte und Storer als auch fur bedeutende Sachwerte bestand.”

b) Zu den Einsatzerfahrungen der Silvesternacht 2016/17 teilt das Polizeiprasidium Kdln am
16.10.2017 mit:

.Erganzend kann ich mitteilen, dass es auch in der Silvesternacht 2016 wieder zu miss-
brauchlichem Gebrauch von Pyrotechnik kam. So mussten kurz vor Mitternacht die Einsatz-
krafte im Bereich des Kardinal-Hoffner-Platzes verstarkt werden, da aus diesem Bereich Py-
rotechnik in Richtung der Schutzzone abgefeuert wurde.

Bereits im letzten Jahr war Ziel aller Einsatzmal3Bhahmen, eine Wiederholung der Gescheh-
nisse aus der Silvesternacht 2015 auszuschliel3en.

In der vergangenen Silvesternacht hat sich gezeigt, dass die Arbeit der Netzwerkpartner ziel-
fuhrend war. Insbesondere durch das Einrichten einer sogenannten Schutzzone am Dom, in
der das Mitfiihren von pyrotechnischen Gegenstanden verboten war, konnten Szenarien wie
in der Silvesternacht 2015 verhindert und Gefahrenmomente minimiert werden.
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Um die Gefahren der zweckwidrigen Verwendung von Pyrotechnik durch alkoholisierte und
enthemmte Personen weitestgehend zu verhindern, wird aus polizeilicher Sicht auch zum
Jahreswechsel 2017/18 ein Verbot des Mitfiihrens von Pyrotechnik wie im Vorjahr befirwor-
tet.”

In der Silvesternacht 2017/18 hat das Amt fur 6ffentliche Ordnung durch eigene Aufklarung
vor Ort festgestellt, dass auch unmittelbar am Rand der zu Silvester 2017 erstmalig einge-
richteten temporaren Verbotszone im Bereich Kreuzung Komédienstra-
Re/MarzellenstralRe/Trankgasse massiv Feuerwerk geziindet wurde, welches zu einem nicht
unerheblichen Teil in Richtung Dom, der Feiernden und Einsatzkréfte an den Kontrollstellen
abgeschossen wurde. Zur Verhinderung des Abschusses in Richtung des Doms und der
Feiernden wird die temporare Verbotszone so ausgeweitet, dass ein direkter Beschuss des
Domumfeldes nicht mehr mdglich ist.

3. Rechtsgrundlage fiir die getroffenen Verbotsregelungen ist § 14 Abs. 1 des Gesetzes (ber
Aufbau und Befugnisse der Ordnungsbehdrden - Ordnungsbehdrdengesetz (OBG NRW) -
vom 13.05.1980 (GV. NW. S. 528) in der geltenden Fassung. Danach kénnen die Ordnungs-
behdrden die notwendigen MalBnahmen treffen, um eine im Einzelfall bestehende Gefahr fiir
die offentliche Sicherheit oder Ordnung abzuwehren.

Angesichts der Silvesterereignisse des Jahres 2015, der Einsatzerfahrungen aus der Silves-
ternacht 2016 sowie des am 31.12. allgemein zu erwartenden Verhaltens in Bezug auf die
Benutzung von Pyrotechnik bei Silvesterfeierlichkeiten, ist auf den betroffenen Straf3en und
Platzen eine Gefahrenlage zu prognostizieren, die ein Mitfihrverbot erforderlich macht. Den
von der Pyrotechnik oben genannten drohenden Verletzungsgefahren fir Feiernde und Ein-
satzkrafte kann nach dem der Verwaltung aktuell vorliegenden Erfahrungsberichten der Poli-
zei zu den Silvestergeschehen 2015 und 2016 wirksam nur durch ein Mitfihrverbot begegnet
werden.

Die Voraussetzungen der erforderlichen Gefahrenprognose liegen fir das Pyrotechnikmit-
fuhrverbot in den benannten Zeitraumen im Umfeld des Domes vor. Aufgrund der hohen An-
ziehungskraft des Domes und des Bahnhofsvorplatzes steht zu erwarten, dass sich dieser
Bereich ohne Mitfuhrverbot auch an Silvester 2018/19 zu einem Brennpunkt flir nicht organi-
siertes Silvesterfeuerwerk entwickeln wirde. Hier gilt es, der aus der Erfahrung der Erkennt-
nisse der Silvesternacht 2015 durch den massiv zweckwidrigen, verantwortungslosen Ge-
brauch von Pyrotechnik aller Art in der und aus der Menschenmenge heraus zu erwartenden
konkreten Gefahr fur Leib und Leben sowonhl fir Unbeteiligte, Einsatzkrafte und Storer als
auch fur bedeutende Sachwerte zu begegnen. Bei der Vielzahl von Personen, die zum Tell
dicht gedrangt stehen, besteht die konkrete Gefahr, dass beim Abbrennen der Pyrotechnik
Personen Brand und/oder Explosionsverletzungen davontragen. Béller und andere Knallkoér-
per kénnen das Gehdr von Personen, insbesondere bei Kindern, die sich in unmittelbarer
N&ahe zum Nutzer befinden, nachhaltig schadigen.

Je hoher das zu schitzende Gut (Leib, Leben und Gesundheit) ist, desto geringer sind die
Anforderungen an die Wahrscheinlichkeit eines Schadeneintritts zu stellen.

Um die unter Ziffer 2 beschriebenen Gefahren einer anlasslosen und nicht vorhersehbaren
zweckwidrigen Verwendung von Pyrotechnik zu verhindern, ist im genannten Schutzbereich
ein Verbot des Mitfihrens auch legaler Pyrotechnik geeignet, erforderlich und angemessen.
Das Verbot des Einfihrens von Pyrotechnik in den Schutzbereich ist notwendig, um die Ge-
fahr einer zweckwidrigen Verwendung von Pyrotechnik innerhalb von Menschenmengen
ohne die Mdglichkeit fir Umstehende, ausreichend Abstand zum umsetzenden Gegenstand
zu erlangen oder um das plétzliche Abschiel3en von Raketen in einer horizontalen Flugbahn
effektiv zu verhindern. Insofern ist es von entscheidender Bedeutung, die Méglichkeiten der
Begehung von schweren Korperverletzungen als auch das In-Brand-Setzen von Gegenstan-
den und Gebauden zu verhindern.

Der zur Gefahrenminimierung ausreichende Abstand ist in Personengruppen und Men-
schenmengen im Einzelfall regelmallig nicht mehr rechtzeitig zu erreichen. Auch Einsatzkraf-
te sind immer wieder den Auswirkungen der Verwendung von Pyrotechnik durch Storer aus-
gesetzt. In erster Linie sind dies Rauchgasinhalationen, erhebliche Larmemissionen und Hit-
zeeinwirkungen, die zu nicht unerheblichen gesundheitlichen Beeintrachtigungen flihren
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kénnen. Da in der Vergangenheit Personen vor allem durch die absichtlichen Wirfe soge-
nannter China-Boéller, der héchsten, noch zugelassenen Klasse registriert wurden, ist es
nicht hinnehmbar, schwerste Verletzungsbilder abzuwarten.

Aufgrund des massiven Beschusses der Hohen Domkirche in der Vergangenheit dient die
Allgemeinverfiigung auch der Durchsetzung der Regelung in 8 23 Abs. 1 der Ersten Verord-
nung zum Sprengstoffgesetz (1. SprengV), wonach das Abbrennen von Pyrotechnik in un-
mittelbarer Nahe von Kirchen verboten ist. Die Allgemeinverfiigung richtet sich deshalb an
alle Personen, die die 0.g. Bereiche betreten und/oder sich dort aufhalten und Pyrotechnik
mit sich fuhren.

Aus den Erfahrungen der Silvesternacht 2016 wurde auf Anregung des Polizeiprasidiums
KdIn die Schutzzone zum Jahreswechsel 2017/18 um den unter Punkt 3 der Allgemeinverfi-
gung genannten Bereich ausgeweitet, da es zu verstarkt unkontrolliertem Abbrennen von
Feuerwerk im Bereich des Kardinal-Hoffner-Platzes (rund um die Kreuzblume) kam. Dieser
Bereich wird aufgrund der Erfahrungen aus der Silvesternacht 2017/18 nochmals entspre-
chend angepasst. Im Gegensatz zur unter Punkt 2. genannten Zone ist hier erfahrungsge-
malf von 22 bis 2 Uhr mit einem erhdhten Besucheraufkommen zu rechnen, so dass das
Mitfahrverbot nur fir den Zeitraum erforderlich ist.

Mildere Mittel, wie einzelne Gefahrderansprachen oder einzelne Sicherstellungen konkret vor
dem ordnungswidrigen Abbrennen der Pyrotechnik, scheiden aufgrund der vergangenen
Erfahrungen aus und kénnen im Einzelfall den Schutzzweck nicht oder nicht mehr rechtzeitig
gewahrleisten. Denn es ist davon auszugehen, dass derjenige, der Pyrotechnik an dem zent-
ralen Platz des Umfeldes des Domes mitfiihrt, diese im Regelfall auch abfeuert. Diese Ge-
fahr besteht auch dann, wenn der Bereich vorgeblich nur durchquert werden soll. Auch wird
ein rein repressives Verhalten der Behdrden — Ahndung der Verstol3e gegen die 1. SprengV
dem praventiven Schutzzweck der Vorschrift und dem angemessenen Gesundheitsschutz
Unbeteiligter nicht gerecht. Denn eine Verletzung der 6ffentlichen Sicherheit tritt schon mit
dem Abfeuern von Pyrotechnik ein. Auch aufgrund der Erfahrungen des letzten Jahres, der
aufgeheizten Stimmung und gruppendynamischer Prozesse stellt das Mitfuhren von Pyro-
technik bereits eine hinreichend konkrete Gefahr fiir Unbeteiligte und Einsatzkréfte dar. Eine
praventive Vorgehensweise ist auch aufgrund der drtlichen Gegebenheiten und der zu er-
wartenden Personenanzahl rund um den Dom am Silvesterabend angemessen. Andere
mdogliche und gleich geeignete, aber weniger beeintrachtigende Mittel sind daher nicht er-
sichtlich.

Das Pyrotechnikmitfiihrverbot ist schlief3lich auch angemessen. Die Gesundheit und das
menschliche Leben geniel3en als zu schitzende Rechtsguter einen erheblich hoheren Stel-
lenwert als die allgemeine Handlungsfreiheit, die auch das Mitfiihren von Pyrotechnik an Sil-
vester umfasst. Aus Art. 2 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes (GG) folgt zudem die Pflicht des
Staates, sich schitzend vor Rechtsguter wie das Leben und die korperliche Unversehrtheit
zu stellen, wenn diesen von Seiten Dritter Gefahren und/oder Schadigungen drohen.

Hierbei wurden die widerstreitenden Interessen gegeneinander abgewogen. Um die Sicher-
heit der Feiernden, der Einsatzkréfte, aber auch der Storer selbst zu gewahrleisten, Gefah-
ren fur Leib und Leben von ihnen abzuwenden sowie ein gefahrloses Feiern an Silvester
2018/19 rund um den Dom als zentralen innerstadtischen Feierpunkt zu ermdglichen, ist es
erforderlich, zeitlich und raumlich begrenzt in die allgemeine Handlungsfreiheit einzugreifen.
Insgesamt schlagen die Sicherheitsinteressen der Feiernden, der Einsatzkrafte und sonstiger
Unbeteiligter wie etwa der Gottesdienstbesucher als Personenmehrheit und der notwendige
Schutz von Leib und Leben deutlich starker zu Buche als die Interessen Einzelner, ihre Pyro-
technik mit zu diesem zentralen Feierschwerpunkt rund um den Dom zu nehmen.

Die Allgemeinverfuigung richtet sich an alle Personen, die den genannten Bereich betreten
und/oder sich dort aufhalten. Soweit es sich um Personen handelt, die tatsachlich beabsich-
tigen, Pyrotechnik in die Menschenmenge abzuschiel3en und hierzu ansetzen, handelt es
sich um Handlungsstorer, die nach 8 17 OBG NRW herangezogen werden kdénnen.

Auch wenn eine grol3ere Menge an Feiernden nicht in diese Kategorie fallt, kbnnen diese
Personen als sogenannte Nichtstorer nach § 19 OBG NRW in Anspruch genommen werden.
An Silvester 2017 besteht eine gegenwartige erhebliche Gefahr fir die besonders hochwerti-
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gen Schutzgiter Leben, Gesundheit und bedeutende Sachwerte. Ein alleiniges Vorgehen
der Einsatzkrafte gegen tatsachlich Pyrotechnik in die Menge schieRende Personen ist auf-
grund der Menschenmasse nicht oder nicht rechtzeitig moglich, um die hiervon ausgehenden
erheblichen Gefahren abzuwenden. Schliel3lich besteht auch keine erhebliche eigene Ge-
fahrdung der nicht stérenden Personen, wenn ihnen innerhalb eines klar befristeten Zeit-
raums im Umfeld des Domes verboten wird, Pyrotechnik mitzufihren. Fir diejenigen, die den
Bereich rund um den Dom als Transitstrecke fur ein anderes Ziel in der Stadt nutzen mdch-
ten und Feuerwerk mitfihren wollen, gibt es ausgeschilderte Umleitungen, so dass die Ein-
schrankung durch das Pyrotechnikmitfiihrverbot keine massive Beeintrachtigung der allge-
meinen Handlungsfreiheit zur Folge hat.

4. Die Anordnung der sofortigen Vollziehung erfolgt auf der Grundlage des § 80 Abs. 2 Nr. 4
der Verwaltungsgerichtsordnung (VWGO) in der z. Zt. glltigen Fassung. Sie ist zum Schutze
der Allgemeinheit notwendig, da nur so sichergestellt werden kann, dass die getroffene An-
ordnung unmittelbar vollziehbar ist.

Die Anordnung der sofortigen Vollziehung ist unerlasslich, da bereits das Einlegen von
Rechtsbehelfen eines Einzelnen dazu fihren wirde, dass die MalBnahme ordnungsbehord-
lich nicht durchsetzbar wéare. Das Verbot bezieht sich auf einen konkreten fest terminierten
Anlass. Ohne die Anordnung der sofortigen Vollziehung wiirde die mit eingelegten Rechts-
mitteln einhergehende aufschiebende Wirkung die beabsichtigte gefahrenabwehrende Ziel-
richtung ad absurdum fuhren. Den vorgenannten Gefahrenkonstellationen kénnte dann nicht
im erforderlichen Zeitrahmen entgegen gewirkt werden. Da das Verbot der Mithahme von
Pyrotechnik in einigen Fallen erst auf dem Platz zur Kenntnis genommen wird, hatte die auf-
schiebende Wirkung eines Rechtsbehelfs auRerdem eine Gefahrdung des Gesamteinsatz-
konzeptes zur Folge und wirde die ordnungsbehdrdliche Anordnung in ihrer beabsichtigten
Wirkung gefahrden.

Darlber hinaus kdnnen die Gefahren, die von Pyrotechnik ausgehen, fir so bedeutende
Individualschutzgiter wie Gesundheit, Leben und Eigentum — insbesondere unbeteiligter
Personen — so schwerwiegend sein, dass nicht erst der Abschluss eines verwaltungsgericht-
lichen Verfahrens abgewartet werden kann. Gesundheit, Leben und bedeutende Eigen-
tumswerte wie die Hohe Domkirche stellen besonders hochwertige Schutzgiter dar, die es
rechtfertigen, das Mitfiihren von Pyrotechnik bereits im Vorfeld zu verbieten, um damit mas-
sive, nicht anders abwendbare Verletzungsgefahren dieser Schutzgtter zu verhindern.
Demgegentber ist das Interesse des Einzelnen, seine Pyrotechnik im Bereich rund um den
Dom mitzufiihren, einem Bereich, in dem er sie ohnehin nicht verwenden darf, deutlich un-
tergeordnet. Es besteht ein dringendes Interesse der Allgemeinheit aller feiernden Menschen
und auch der Einsatzkrafte am Dom vor Gefahren der beschriebenen Art geschiitzt zu wer-
den. Im Rahmen der vorzunehmenden Interessenabwagung muss daher das Interesse des
Einzelnen, seine Pyrotechnik mitfihren zu durfen, angesichts des hohen, zu erwartenden
Gefahrenpotentials zurticktreten. Das Interesse der Allgemeinheit an der sofortigen Vollzie-
hung der Anordnungen und damit der Verhinderung von Gefahren, insbesondere fir die kor-
perliche Unversehrtheit, iberwiegt damit das eventuelle Aufschubinteresse der hiervon Be-
troffenen.
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pggsedion )
Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Allgemeinverfiigung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage
beim Verwaltungsgericht Koln, in Kéln, erhoben werden.

In Vertretung

gez. Dr. Stephan Keller
Stadtdirektor

Hinweis:

Die Klage kann schriftlich, zur Niederschrift des Urkundsbeamten/ der Urkundsbeamtin der
Geschiftsstelle des Verwaltungsgerichts oder in elektronischer Form eingereicht werden.
Fur Rickfragen wenden Sie sich bitte unmittelbar an das Verwaltungsgericht.

Gemal § 80 Abs. 2 Ziffer 4 VwGO hat die Klage wegen der Anordnung der sofortigen Voll-
ziehung keine aufschiebende Wirkung, so dass die Allgemeinverfligung auch dann befolgt
werden muss, wenn sie mit einer Klage angegriffen wird. Gegen die Anordnung der soforti-
gen Vollziehung kann geman § 80 Abs. 5 VwWGO die Wiederherstellung der aufschiebenden
Wirkung beim Verwaltungsgericht KoIn beantragt werden.



Die Oberbirgermeisterin




	Allgemeinverfügung Mitführverbot Pyrotechnik für den Silvesterabend und Neujahrsmorgen 2018/2019
	Bereiche
	Begründung
	Rechtsbehelfsbelehrung
	Anlage 1




